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Kurz kommentiert

Auskunft über Verarbeitung 
personenbezogener Daten
Die am 25.5.2018 in Kraft getretene Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) sieht in Art. 15 ein 
Recht auf Auskunft über die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten gegenüber der verant-
wortlichen Stelle vor. In einer umstrittenen Ent-
scheidung sprach das LAG Baden-Württemberg 
(Urt. v. 20.12.2018 – 17 Sa 11/18) einem Mitar-
beiter einen solchen Auskunftsanspruch zu. Der 
Kläger war als Leiter des Bereichs „Legal Mer-
gers & Acquisition“ in der Führungsebene E2 
(unterhalb der Geschäftsführung) bei einem welt-
weit tätigen Fahrzeughersteller angestellt. Vor 
dem Arbeitsgericht stritten die Parteien über eine 
im Jahr 2014 ausgesprochene fristlose, hilfsweise 
ordentliche Kündigung.
Der Kläger erwirkte einen Weiterbeschäftigungs-
titel. Im Rahmen des Verfahrens trug das Unter-
nehmen vor, dass im Jahr 2014 ein sog. BPO-
Verfahren eingeleitet worden sei. BPO ist ein kon-
zerninternes Hinweisgebersystem, bei dem 
geprüft wird, ob ein Regelverstoß vorliegt. Dies 
sei beim Kläger der Fall gewesen. Im Zuge einer 
weiteren Kündigung aus dem Jahr 2017 bean-
tragte der Volljurist Einsicht in die BPO-Akte. 
Außerdem verlangte er im Rahmen der Anschluss-
berufung Auskunft nach Art. 15 DSGVO über die 
vom Arbeitgeber verarbeiteten und nicht in der 
Personalakte gespeicherten personenbezogenen 
Leistungs- und Verhaltensdaten im Hinblick auf 
die Zwecke der Verarbeitung, die Empfänger der 
Daten, die Speicherdauer, die Herkunft der per-
sonenbezogenen Daten und das Bestehen einer 
automatisierten Entscheidungsfindung ein-
schließlich Profiling. Außerdem machte er einen 
Anspruch auf Vorlage einer Kopie der personen-
bezogenen Leistungs- und Verhaltensdaten gel-
tend. 
Das Gericht kam zu dem Ergebnis, dass auch die 
weitere Kündigung aus dem Jahr 2017 unwirk-
sam war. Außerdem verurteilte es das Unterneh-
men antragsgemäß zur Auskunft. 
Der Auskunftsanspruch nach Art. 15 DSGVO 
besteht auch in einem Arbeitsrechtsverhältnis. 
Die allgemeinen Bestimmungen der DSGVO ent-
halten eine Vollregelung auch zum Beschäftig-
tendatenschutz. Der deutsche Gesetzgeber ist 
lediglich befugt, spezifische nationale Vorschrif-
ten zum Beschäftigtendatenschutz zu erlassen. 
Der Anspruch auf Auskunftserteilung ergibt sich 
danach aus Art. 15 Abs. 1 DSGVO, der Anspruch 
auf Herausgabe einer Kopie der Daten aus  
Art. 15 Abs. 3 DSGVO. Nach § 34 Abs. 1 i. V. m. 
§ 29 Abs. 1 Satz 2 BDSG besteht das Recht auf 

Auskunft nicht, soweit dadurch Informationen 
offenbart würden, die insbesondere wegen der 
überwiegenden berechtigten Interessen eines 
Dritten geheim gehalten werden müssen. Es hat 
somit eine dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
Rechnung tragende Güterabwägung stattzufin-
den. Der Arbeitgeber kann ein legitimes Inter-
esse an der Geheimhaltung einer Informations-
quelle haben, z. B. wenn er Hinweisgebern zum 
Zwecke der Aufklärung innerbetrieblichen Fehl-
verhaltens Anonymität zusichert. Das Unterneh-
men hatte sich auf den Informantenschutz im 
Rahmen des internen Hinweisgebersystems beru-
fen und argumentierte, es sei zu befürchten, dass 
Mitarbeiter künftig aus Angst vor Benachteili-
gung und Repressalien auch bei schwerwiegen-
dem Fehlverhalten auf entsprechende Hinweise 
an den Arbeitgeber verzichten. Dies war dem 
Gericht jedoch zu pauschal. Es hätte der Benen-
nung eines konkreten Sachverhalts bedurft, 
anhand dessen geprüft werden kann, ob durch 
die Auskunftserteilung tatsächlich die Rechte und 
Freiheiten anderer Personen beschränkt würden. 
Der Arbeitgeber hätte vortragen müssen, auf wel-
che genauen Informationen (Sachverhalt/Vor-
fall/Thema in zeitlicher und örtlicher Eingrenzung 
nebst handelnden Personen!) sich das überwie-
gende berechtigte Interesse an einer Geheim-
haltung beziehen soll.
Das Gericht sprach dem Kläger auch einen 
Anspruch auf Einsicht in die BPO-Akte zu. Die-
ser ergibt sich aus § 83 Abs. 1 Satz 1 BetrVG. 
Danach hat der Arbeitnehmer das Recht, in die 
über ihn geführten Personalakten Einsicht zu neh-
men. Zur Personalakte gehören auch Sonder- und 
Nebenakten, gleichgültig wo sie geführt wer-
den. Das Einsichtsrecht besteht hinsichtlich aller 
Aufzeichnungen, die sich mit der Person des 
Arbeitnehmers und dem Inhalt der Entwicklung 
seines Arbeitsverhältnisses befassen. Auch ein 
abgeschlossener Vorgang einer internen Ermitt-
lung gehört dazu. Selbst wenn das Unternehmen 
dem Hinweisgeber die Wahrung seiner Anony-
mität zugesichert hat, steht dies dem Einsichts-
recht nicht entgegen, denn die Namen von 
Whistleblowern können geschwärzt oder durch 
eine sonstige technische Vorkehrung unkennt-
lich gemacht werden, sodass weder die Person 
erkennbar ist noch Rückschlüsse auf die Person 
möglich sind.
Das Gericht ließ wegen grundsätzlicher Bedeu-
tung der Reichweite des Auskunftsanspruchs 
eines Arbeitnehmers nach Art. 15 DSGVO  
die Revision zum BAG zu (dort unter dem Az.  
5 AZR 66/19 anhängig).

Anspruch auf Entfernung 
einer Abmahnung nach 
Art. 17 DSGVO

Vor dem LAG Sachsen-Anhalt (Urt. v. 23.11.2018 – 
5 Sa 7/17) stritten die Parteien zuletzt noch um 
die Entfernung einer Abmahnung aus der Perso-
nalakte, nachdem das Arbeitsverhältnis aufgrund 
einer Eigenkündigung des Klägers bereits geen-
det hatte. Wenn die Vorwürfe in der Abmahnung 
unzutreffend sind, leitet die Rechtsprechung 
einen solchen Anspruch aus der Verletzung des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts her (§§ 242, 
1004 Abs. 1 Satz 1 BGB). Nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses konnte ein auf das allge-
meine Persönlichkeitsrecht gestützter Entfer-
nungsanspruch aber nur dann mit Erfolg geltend 
gemacht werden, wenn es objektive Anhalts-
punkte dafür gab, dass die Abmahnung dem 
Arbeitnehmer noch schaden kann (vgl. BAG, Urt. 
v. 17.11.2016 – 2 AZR 730/15). Der hiesige Klä-
ger stützte seinen Anspruch allerdings nicht auf 
die Verletzung seines allgemeinen Persönlich-
keitsrechts, sondern auf sein „Recht auf Verges-
senwerden“ nach Art. 17 DSGVO. Danach hat 
die betroffene Person das Recht, von dem Ver-
antwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht 
werden, wenn u. a. diese Daten für die Zwecke, 
für die sie erhoben oder auf sonstige Weise ver-
arbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind. Die 
Angaben in der Abmahnung sind personenbe-
zogene Daten i. S. d. DSGVO. Denn es handelt 
sich um Informationen, die sich auf eine konkrete 
natürliche Person beziehen. Auch die in einer in 
Papierform geführten Personalakte verarbeite-
ten Daten sind nach Meinung des Gerichts durch 
die DSGVO geschützt, denn ein Datensystem ist 
jede strukturierte Sammlung personenbezoge-
ner Daten, die nach bestimmten Kriterien zugäng-
lich sind. Eine automatisierte Datensammlung 
ist nicht erforderlich. Eine Papier-Personalakte 
fällt daher nach Ansicht des LAG darunter (a. A.: 
LAG Sachsen, Urt. v. 14.1.2014 – 1 Sa 266/13). 
Die personenbezogenen Daten sind für die Zwe-
cke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise 
verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. Die 
in die Zukunft gerichtete Warnfunktion einer 
Abmahnung entfällt nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses. Etwas anderes kann sich 
nur dann ergeben, wenn zwischen den Parteien 
noch weitere arbeitsrechtliche Auseinanderset-
zungen bestehen, bei denen die Erteilung der 
Abmahnung eine Rolle spielen könnte. Dies war 
hier aber nicht der Fall.
Das Gericht ließ die Revision zu, da höchst
richterlich noch nicht entschieden ist, ob sich ein 
Anspruch auf Entfernung einer Abmahnung aus 
der Personalakte aus datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen, hier Art. 17 DSGVO, ergeben 
kann. 
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Aufhebungsvertrag  
zur Vermeidung einer  
Probezeitkündigung

Die Parteien eines Arbeitsverhältnisses hatten 
eine sechsmonatige Probezeit mit beiderseitiger 
Kündigungsfrist von zwei Wochen vereinbart. 
Der Beschäftigte begann am 1.4.2017, sodass 
die Probezeit am 30.9.2017 endete. Am 21.9.2017 
schlossen die Parteien einen Aufhebungsvertrag 
mit Wiedereinstellungszusage, wonach das 
Arbeitsverhältnis einvernehmlich mit Ablauf des 
31.1.2018 endete. Zugleich verpflichtete sich der 
Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer ein Angebot auf 
Abschluss eines neuen Arbeitsvertrags zu unter-
breiten, sofern sich der Arbeitnehmer bis zur 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses bewährt 
und die Anforderungen des Arbeitgebers erfüllt.
Am 16.1.2018 teilte der Vorgesetzte dem Mitar-
beiter mit, das Arbeitsverhältnis werde nicht über 
den 31.1.2018 hinaus verlängert. Dieser erhob 
Klage auf Feststellung des unveränderten Wei-
terbestands seines Arbeitsverhältnisses über den 
31.1.2018 hinaus. Damit hatte er vor dem LAG 
Rheinland-Pfalz keinen Erfolg (Urt. v. 15.1.2019 – 
6 Sa 249/18, rk.). Der Abschluss eines unbeding-
ten Aufhebungsvertrags mit bedingter Wieder-
einstellungszusage ist nach dem Grundsatz der 
Vertragsfreiheit grundsätzlich zulässig. Der Auf-
hebungsvertrag ist auch nicht wegen Umgehung 
zwingender Vorschriften des KSchG rechtsun-
wirksam. Er stellt insbesondere keine verkappte 
Befristung dar. Wenn der Arbeitgeber seinem 
Mitarbeiter offen mitteilt, dass er die Probezeit 
nicht als bestanden ansieht, zugleich aber den 
Abschluss eines Aufhebungsvertrags zu einem 
Beendigungstermin anbietet, der die längste tarif-
liche Kündigungsfrist nicht überschreitet, ersetzt 
der dann abgeschlossene Aufhebungsvertrag nur 
eine zulässige Arbeitgeberkündigung während 
der Wartezeit des § 1 KSchG. Die Einräumung 
einer Kündigungsfrist von vier Monaten, die 
unterhalb der längsten tariflichen Kündigungs-
frist liegt und dem Arbeitnehmer nur die Chance 
einer weiteren Bewährung und die Möglichkeit 
einer Bewerbung aus einem bestehenden Arbeits-
verhältnis heraus bietet, ist nicht zu beanstan-
den (im Anschluss an BAG, Urt. v. 7.3.2002 – 
2 AZR 93/01, AuA 12/02, S. 567).

Anrechnung anderweitiger 
Einkünfte auf Annahme­
verzugslohn
Gem. § 615 Satz 2 BGB muss sich ein Arbeitneh-
mer auf Annahmeverzugslohn, den er nach Aus-
spruch einer unwirksamen fristlosen Kündigung 
beanspruchen kann, den Wert dessen anrech-
nen lassen, was er durch anderweitige Verwen-
dung seiner Arbeitskraft erwirbt. 

Vor dem LAG Nürnberg (Urt. v. 9.1.2019 –  
4 Sa 306/18, Rev. eingelegt unter dem Az.  
5 AZR 101/19) stritten die Parteien über die Aus-
legung eines gerichtlichen Vergleichs, der die 
Zahlung von Annahmeverzugslohn regelte. Der 
Arbeitgeber hatte das Arbeitsverhältnis unwirk-
sam fristlos gekündigt. Vor dem Arbeitsgericht 
einigten sich die Parteien auf eine ordentliche 
Kündigung zum 31.1.2016. Bis zu diesem Zeit-
punkt verpflichtete sich der beklagte Arbeitge-
ber, das Arbeitsverhältnis auf Basis eines um  
50 % reduzierten Bruttomonatsgehalts i. H. v. 
1.343,75 Euro abzurechnen und den entspre-
chenden Nettobetrag auszuzahlen. Ferner 
enthielt der Vergleich eine umfassende finanzi-
elle Abgeltungsklausel.
Bis zum Beendigungstermin erzielte die Kläge-
rin anderweitige Einkünfte, die den Betrag von 
1.343,75 Euro monatlich überstiegen. Daher leis-
tete der vormalige Arbeitgeber keine Zahlungen. 
Die Zwangsvollstreckung aus dem Gerichtsver-
gleich blieb erfolglos, da der Abrechnungstitel 
nicht ausreichend bestimmt war. Daher verfolgte 
die Klägerin ihre Ansprüche auf dem Arbeitsge-
richtsweg weiter. Während die erste Instanz die 
Klage abwies, bekam sie vor dem LAG Recht.
Die Auslegung des Vergleichs ergab, dass die 
Parteien eine eigenständige konstitutive Abrech-
nungs- und Zahlungspflicht begründet haben und 
nicht lediglich auf die bestehende gesetzliche 
Rechtslage nach § 615 BGB verweisen wollten. 
Dafür spricht insbesondere, dass sich die Par-
teien auf die Zahlung eines bestimmten monat-
lichen Bruttobetrags geeinigt haben, der von dem 
gesetzlichen Anspruch auf Annahmeverzugslohn 
erheblich abweicht und sich nur auf 50 % die-
ses Anspruchs beläuft. Dadurch kommt zum Aus-
druck, dass die Parteien den im Vergleich gere-
gelten Zahlungsanspruch von der gesetzlichen 
Regelung des § 615 BGB entkoppeln wollten. 
Wäre eine Anrechnung von Zwischenverdienst 
gewollt gewesen, wäre es geboten gewesen, dies 
im Vergleich ausdrücklich klarzustellen.

Übernahme eines  
Dienstwagens 
Vor dem LAG Rheinland-Pfalz (Urt. v. 8.11.2018 – 
5 Sa 485/17, rk.) stritten die Parteien darüber, 
ob der Kläger nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses ein Dienstfahrzeug nebst Darlehens-
schuld übernehmen muss. Er war als Außen-
dienstmitarbeiter für die Akquise von Neu- und 
Bestandskunden beschäftigt. Er kündigte das 
Arbeitsverhältnis zum 31.5.2015 und machte sich 
selbstständig. Nach Ablauf der Probezeit war 
ihm ein Dienstwagen – auch zur Privatnutzung – 
zur Verfügung gestellt worden. Dazu hatten die 
Parteien Folgendes geregelt: Bei Ausscheiden 
aus dem Arbeitsverhältnis übernimmt der Klä-
ger die Finanzierung bei der Ford-Bank mit der-
zeit 380 Euro monatlich und das Auto. Die Finan-

zierung lief über 46 Monate, die letzte Rate war 
am 30.1.2019 fällig. Bei seinem Ausscheiden wei-
gerte sich der Kläger, das Fahrzeug und die Finan-
zierung zu übernehmen. Das LAG gab ihm darin 
Recht. Die Regelung im Dienstwagenüberlas-
sungsvertrag benachteiligte den Kläger entge-
gen den Geboten von Treu und Glauben unan-
gemessen i. S. v. § 307 BGB. Das Gericht stellte 
zunächst fest, dass es sich bei der Regelung um 
eine Allgemeine Geschäftsbedingung handelte. 
Der Einwand des Arbeitgebers, der Kläger habe 
auf die Vertragsbedingung Einfluss nehmen kön-
nen, verfing nicht. Dafür reicht es nicht, dass ein 
Mitarbeiter nicht gezwungen war, einen Formu-
lierungsvorschlag zu akzeptieren. Vielmehr 
müsste der Verwender der Klausel den Inhalt 
ernsthaft zur Disposition stellen und der Gegen-
seite die Möglichkeit einer Änderung der Rege-
lung konkret einräumen.
Eine unangemessene Benachteiligung des Klä-
gers ergab sich vorliegend daraus, dass die Klau-
sel in nicht zu rechtfertigender Weise in die 
Berufsfreiheit des Klägers eingreift, weil sie die 
Ausübung seines Kündigungsrechts unzulässig 
erschwert. Unter dem Damoklesschwert der dro-
henden Kostenbelastung kann er seinen Arbeits-
platz nicht mehr frei wählen. Mit der Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses enden grundsätzlich die 
sich aus ihm ergebenden Rechte und Pflichten. 
Zahlungspflichten des Arbeitnehmers, die an die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses knüpfen, 
bedürfen einer besonderen Rechtfertigung. Bei 
der Anschaffung eines Dienstwagens für einen 
Außendienstmitarbeiter handelt es sich um eine 
Investition in den Betrieb. Das Risiko, dass sich 
die Kosten nicht amortisieren, ist ein typisches 
Unternehmerrisiko. Auch differenzierte die Ver-
tragsklausel nicht danach, wer die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses zu vertreten hatte. Die 
Kostenübernahme wäre vielmehr auch dann 
angefallen, wenn der Arbeitgeber etwa betriebs-
bedingt kündigt. Das Betriebs- und Wirtschafts-
risiko trägt aber grundsätzlich der Arbeitgeber.
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